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Neue Aufgaben der Gesetzlichkeitsaufsicht
Von ANNEMARIE GREVENRATH, WALTER SCHULTZ und WOLFGANG SEIFART, 

Staatsanwälte beim, Generalstaatsanwalt der DDR

In der Periode des Übergangs vom Kapitalismus 
zum Sozialismus spielen der sozialistische Staat und 
das sozialistische Recht die entscheidende Rolle. Das 
Wesen unseres Staates und Rechts besteht darin, die 
organisierende Kraft der revolutionären Umgestaltung, 
der Organisator der Befreiung der Produktivkräfte 
und der schöpferischen Kräfte der Massen zu sein. 
Immer umfassender entfaltet der sozialistische Staat 
die Punktion der Leitung der Ökonomik zur Durch­
setzung der ökonomischen Gesetze des Sozialismus.

Die Politik der Partei der Arbeiterklasse erhält 
durch die Beschlüsse der Volksvertretungen verbind­
lichen Rechtscharakter. Die Erfüllung dieser Beschlüsse 
ist die Durchsetzung der Gesetzmäßigkeit der Entwick­
lung und damit der Inhalt der Gesetzlichkeitsaufsicht. 
Bei der Gesetzlichkeitskontrolle muß vom Inhalt und 
vom Ziel eines Gesetzes ausgegangen werden. Ent­
scheidend ist, daß alle Widersprüche, die bei der Ver­
wirklichung eines Gesetzes entstehen, überwunden 
werden. Das Aufspüren, Aufdecken und Überwinden 
solcher die Durchsetzung der Gesetzlichkeit hemmen­
den Widersprüche läßt die Gesetzlichkeitsaufsicht zu 
einem wichtigen Mittel des sozialistischen Staates zur 
Verbesserung der gesamtstaatlichen Leitungstätigkeit 
werden.

*

Für die tatkräftige Mitwirkung bei der Erfüllung 
der Staatsplanaufgaben ist es erforderlich, sich kon­
krete Kenntnis von der Aufgabenstellung und den 
Schwerpunkten zu verschaffen. Dabei steht an erster 
Stelle das sorgfältige Studium aller Parteibeschlüsse 
im Hinblick darauf, welche Aufgaben für die Justiz 
abgeleitet werden müssen. In enger Zusammenarbeit 
mit den anderen Organen ist es notwendig, das jewei­
lige Hauptkettenglied für die Arbeit der Justizorgane 
zu finden, um eine Verzettelung und Vielgeschäftig­
keit, die keine sichtbaren Erfolge bringt, zu vermei­
den.

Der Siebenjahrplan und die Volkswirtschaftspläne 
sind die Arbeitsgrundlagen auch der Justiz- und Sicher­
heitsorgane, die mit ihren speziellen Mitteln zur Erfül­
lung und Übererfüllung der Pläne beitragen müssen. 
Diese Aufgabenstellung kommt bereits deutlich im 
Schwerpunktplan der Obersten Staatsanwaltschaft für 
1960 zum Ausdruck. Dort heißt es: „Um diese Auf­
gaben erfolgreich lösen zu können, ist eine engere 
Zusammenarbeit der Staatsanwaltschaft mit den 
Sicherheitsorganen und mit den örtlichen Organen un­
bedingt erforderlich.“ Weiter heißt es: „Da die im 
Siebenjahrplan vorgesehenen Aufgaben nur lösbar 
sind, wenn darüber hinaus die Plandisziplin und das 
Prinzip der strengsten Sparsamkeit strikt beachtet 
werden, muß die Staatsanwaltschaft auch die Durch­
setzung dieser Prinzipien durch ihre Arbeit fördern.“

Alsdann werden im Schwerpunktplan die konkreten 
Aufgaben dargelegt, die sich die Staatsanwaltschaft 
bei der Lösung der ökonomischen Aufgaben stellt.

Für die Zusammenarbeit der Staatsanwaltschaft mit 
dem Rat des Bezirks wurde vom Staatsanwalt des Be­
zirks Erfurt folgendes Beispiel geschaffen:

Schwierigkeiten bei der Erfüllung des Volkswirt­
schaftsplans im Bauwesen hatten gezeigt, daß in der 
mangelhaften Vorbereitung der Investitionen mit die 
wesentlichsten Ursachen für die Planrückstände zu 
suchen sind. Um für 1960 einen kontinuierlichen Plan­
ablauf zu gewährleisten und die Erfüllung des Planes 
im Bauwesen zu sichern, wurde eine komplexe Über­
prüfung mit dem Ziel durchgeführt, rechtzeitig 
Ungesetzlichkeiten und Mängel, die im Jahr 1960 ihre 
Auswirkung haben würden, aufzudecken.

Die komplexen Überprüfungen, die gemeinsam mit 
der Deutschen Investitionsbank beim Wirtschaftsrat, 
dem Bezirksbauamt und in einzelnen Fachabteilungen 
sowie in den Städten Erfurt und Gotha durchgeführt 
wurden, ergaben gröblichste Verletzungen der VO zur 
Vorbereitung und Durchführung des Investitionsplanes 
und des Generalreparaturplanes sowie der Lizenzen 
vom 22. Dezember 1955 (GBl. 1956 I S. 83) und ande­
rer einschlägiger Bestimmungen. Der Einspruch des 
Staatsanwalts wurde in der Sitzung des Rates des 
Bezirks behandelt, dem Wirtschaftsrat wurden kon­
krete Aufgaben gestellt, und mit den Vorsitzenden der 
Räte der Kreise wurden die Mißstände der Vorpla­
nung, Vorprojektierung und Baudurchführung in den 
einzelnen Zweigen der Volkswirtschaft ausgewertet.

Das Büro der SED-Bezirksleitung, das von der 
komplexen Überprüfung in Kenntnis gesetzt worden« 
war und diese Maßnahmen unterstützte, behandelte 
ebenfalls eingehend die Feststellungen der Brigade 
und beschloß u. a., den Einspruch in allen Parteiorga­
nisationen des Staatsapparates auszuwerten sowie ihn 
mit den Instrukteuren für den Staatsapparat bei den 
Kreisleitungen zu behandeln. Der FDGB-Bezirks- 
vorstand beschloß, die Arbeiterkontrolle in den Betrie­
ben bei der Vorbereitung des Investitionsplanes 1960 
einzuschalten.

Damit wurde erreicht, daß von der Basis alle An­
strengungen unternommen wurden, um die vorhan­
denen Gesetzesverletzungen möglichst schnell und 
umfassend zu bereinigen, damit Störungen im Bau­
wesen künftig unterbleiben.

Diese Aufgabenstellung ist noch nicht jedem Justiz­
funktionär bewußt geworden. Es muß daher volle 
Klarheit über den Inhalt der Aufgaben der Justiz­
organe geschaffen werden, um dann die Methoden 
anzuwenden, die für die Realisierung dieser Aufgaben 
notwendig sind.
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